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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Abschrift 

Bonn, den 17. Juli 1953 

An den 

Herrn Bundeskanzler 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 113. Sit- 
zung am 17. Juli 1953 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 1. Juli 1953 verabschiedeten 

Entwurfs eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1953 

(Haushaltsgesetz 1953) 

- Nrn. 4000, 4500 bis 4526 der Drucksachen - 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht 
zu stellen, jedoch die anliegende Entschließung zu fassen. 

gez. Dr. Reinliolcl Maier 


Bonn, den 17. Juli 1953 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 3. Juli 1953 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Reinliolcl xMaier 


Drudt: Peter Meier, Buisdorf-Siegburg 
Allein-Vertr4eb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str, 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



BUNDESRAT 


Bonn, den 17. Juli 1953 


Entsdiließung 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Buiideshaus- 
lialts])laiis für das llediiiungsjalir 1953 (Hauslialtsgesetz 1953) 


a) Zu Einzelplan 08 — Hausluilt für den 
Gescliaftsbereich des Bundesiiiiiiisters 
der Finanzen — Kapitel 0804, Tit. 220 
der Ausgaben — Entschädigung an 
die Länder für die Mitw irkung bei der 
Verw altung von Buiidesaiifgaben — 

Der Bundesrat stellt fest, daß unter dieser 
Zweckbestimmung etwa 182 Mio DM 
weniger veranschlagt sind, als den Län- 
dern nach der gegenwärtigen Rechtslage 
im Rechnungsjahr 1953 an Entsdiädigung 
zustcht. Er weist darauf hin, daß er den 
Gesetzentwurf über die Beiträge des Bun- 
des zu den Steuerverwaltungskostcn der 
Länder, nach dem ab 1. Juli die Beiträge 
des Bundes auf ein Drittel der fortdau- 
ernden Steuerverwaltungskostcn der Län- 
der beschränkt werden sollten, anläßlich 
seiner Stellungnahme gemäß Artikel 76 
Abs. 2 GG am 3. Juli 1953 abgelchnt hat 
und an dieser Ablehnung festhält. 

b) Zu Einzelplan 25 — Haushalt für den Ge- 
schäftsbereidi des Bundesministers für 
Wohnungsbau — Kap. A 2501 Tit. 532 
der Ausgaben — Darlehen an die Länder 
zur Unterbringung von Flüchtlingen aus 
der Sowjetzone im Bundesgebiet — 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß der 
veranschlagte Betrag von 180 000 000 DM 
bereits ganz verplant und über ihn zum 
großen Teil verfügt ist, ohne daß den Er- 
fordernissen der Unterbringung der 
Flüchtlinge im Rechnungsjahr 1953 nach 
Durchführung der mit den 180 Mio DM 
geplanten Bauten entsprochen ist. 

c) Zu Einzelplan 40 — Haushalt der sozialen 
Kriegsfolgeleistungen — 


1) Kap. 4003 Tit. 300 — 302 der Ausga- 
ben für die Kriegsfolgenhilfe 

Der Bundesrat hegt Zweifel, ob die 
vom Bundestag bereits um 70 Mio 
DM erhöhten Ansätze ausreichen, die 
Verpflichtungen des Bundes zu decken. 
Er weist darauf hin, daß er einer Än- 
derung der Kostentragungspflicht zu 
Lasten der Länder, wie sie durch den 
Entwurf eines Gesetzes zur Deckung 
der Aufwendungen für die Sowjetzo- 
ncnflüchtlingc geplant ist, in seiner 
Stellungnahme gemäß Art. 76 Abs. 2 
GG am 3. Juli 1953 ausdrücklich wi- 
dersprochen hat und an der Ableh- 
nung dieses Gesetzentwurfs festhält. 

2) Kap. 4009 — Kriegsopferversorgung — 
Tit. 101, Tit. 103, Tit. 104 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß 
die den Zweckbestimmungen hinzuge- 
fügten Vermerke 

„Der Bund trägt die Personal- 
kosten im Rahmen des der Veran- 
schlagung zugrunde gelegten Stel- 
lenplans“ 

der Rechtslage nicht entsprechen und 
daher unrichtig sind. Die Kostentra- 
gungspflicht des Bundes ist grundsätz- 
lich durch § 1 Abs, 3 Ziff. 2 des Ersten 
Überleitungsgesetzes i. d. F. vom 21, 
August 1951 (BGBl. I S. 779) und in 
Einzelheiten durch das Gesetz über die 
Errichtung der Verwaltungsbehörden 
der Kriegsopferversorgung vom 12. 
März 1951 (BGBL I S. 169) sowie Ver- 
waltungsvorschriften zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über die Errichtung 
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der Verwaltungsbehörden der Kriegs- 
opferversorgung vom 12. März 1951 
(BGBl. I S. 169) vom 10. August 1951 
(Bundesversorgungsblatt 1951, Nr. 8 
S. 349) geregelt. Eine darüber hinaus- 
gehende Einschränkung der Organi- 
sationsbefugnis der Länder durdi 
Haushaltsvcrmerke ist nach § 24 RHO 
nicht rcchtswirksam. 

d) Einzelplan 60 — AlJgemeine Finanzver- 
waltung — Kap. A 6002 Tit. 531 der 
Ausgaben — Darlehen an das Land Schles- 
wig-Holstein zur Steigerung seiner Wirt- 
schaftskraft — 

Der Bundesrat bedauert, daß die einzige, 
von ihm einstimmig vorgeschlagene Mehr- 
ausgabe — Erhöhung des Invcstitionsdar- 
Ichens für Sd'ilcsvvüg-Holstcin um 20 Mio 
DM — nur in Höhe von 6,2 Mio DM be- 
sdilosscn worden ist. Er erwartet, daß die 
Bundesregierung seinem Vorschlag bei 
Vorlage des Nachtrags 1953 Redinung 
trägt. 

e) Im übrigen stellt der Bundesrat fest, daß 
Investitionsausgaben des Bundes in Höhe 
von etwa 1250 Mio DM aus Mitteln des 
Kapitalmarktes gedeckt werden sollen. Die 
Dedcung von Investitionen aus außeror- 
dentlichen Mitteln hält der Bundesrat an 
sich für riditig. Er hatte bereits bei seiner 
Stellungnahme gemäß Art. 76 Abs. 2 GG 
zum Entwurf des Haushaltsplanes 1953 
eine entsprechende Anregung gegeben. 
Der vom Bundestag beschlossene Haus- 
haltsplan veranschlagt indessen einen gro- 
ßen Teil der aus außerordentlichen Ein- 
nahmen zu deckenden Investitionsausga- 
ben nicht im außerordentlichen Haus- 
halt, wie es folgerichtig wäre. Er veran- 
schlagt sie im ordentlichen Haushalt und 
führt den Ausgleich durch einen Zuschuß 
von 975 Mio DM aus dem außerordent- 
lichen an den ordentlichen Haushalt 


durch. Dies hat zur Folge, daß beim Voll- 
zug des Haushalts diese Ausgaben auch 
dann geleistet werden dürfen, wenn ent- 
sprechende außerordentlidie Einnahmen 
nicht eingegangen sind. Bei Veranschla- 
gung im außerordcntlidrien Haushalt wäre 
dies nach § 26 RHO nur unter besonderen 
Voraussetzungen zulässig. Diese mittel- 
bare Finanzierung von Investitionsausga- 
ben aus außerordentlichen Einnahmen 
hält der Bundesrat daher für bedenklich. 
Dazu kommt, daß entgegen dem Grund- 
satz des Art. 110 GG die folgenden nach 
dem jetzigen Sachstand zu erwartenden 
Haushaltsversdilechterungen für das Rech- 
nungsjahr 1953 nicht veranschlagt sind: 

1. Entschädigung der Länder für die Mit- 
wirkung bei der Verwaltung von Bun- 
desausgaben (vgl. oben a) 182 Mio DM 

2. Aufwendungen für die Sowjetzonen- 
flüchtlinge (vgl. oben c 1 ) 40 Mio DM 

3- Kosten des Bundescntschädlgungsge- 
setzes, sov.'^eit sie den Bund im Rech- 
nungsjahr 1953 belasten (unter Be- 
rücksichtigung der Änderungsvorschlä- 
ge des Bundesrates hinsichtlich der 
Kostenverteilung auf Bund und Län- 
der) 120 Mio DM 

4. Senkung der Kaffee- und Teesteuer 

154 Mio DM 

5. Kosten des Getreidepreisgesetzes 

(ohne d e noch nicht abschätzbare 
Belastung aus der vom Bundestag 
beschlossenen Ankaufsverpflich- 
tung für Brot- und Futtergetreide 
zu Mindestpreisen) 26 Mio DM 

522 Mio DM - 

Der Bundesrat erwartet, daß die Bundes- 
regierung beim Vollzug des Haushalts- 
planes 1953 diesen Risiken ernsthafte Be- 
achtung schenkt. 
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